
Demokratischer Rechtsstaat 
oder Atomstaat
Im Konflikt um die Laufzeitverlängerung geht es 
nicht allein um die Energiefrage.

Am Wochenende des 21./22. August wurde in fast allen Tageszei-
tungen ein „Energiepolitischer Appell“ veröffentlicht. Verfasst und 
finanziert von den vier deutschen Stromkonzernen, die die 17 deut-
schen Atomreaktoren betreiben. Unterschrieben von einem illustren 
Personenkreis aus den Vorstandsetagen von Großunternehmen, von 
Ex-Ministern und einem Ex-Fußballprofi.
Sie fordern von der Bundesregierung nicht nur die von CDU/CSU/FDP 
schon versprochene Aufhebung des sogenannten Konsenses über 
den Atomausstieg und die Verlängerung der Laufzeiten. Auch die zum 
Ausgleich der Laufzeitverlängerung geplante Besteuerung atomarer 
Brennelemente soll fallen.
Auf eine solche Steuer hatte die rot-grüne Bundesregierung 2001 
verzichtet, um den sogenannten Ausstiegskonsens überhaupt durch-
zusetzen. Verzichtet wurde damals auch auf eine verursachergerechte 
Neuregelung der Haftungsfrage der Kernkraftbetreiber. Unberührt 
blieben die steuerfreien Rückstellungen für die atomare Entsorgung. 
Den Betreibern der 17 Atomkraftwerke brachte das geldwerte Vor-
teile von etwa 5 Milliarden Euro jährlich.
Wird jetzt auf den Ausstieg verzichtet, haben die Atomkonzerne ohne 
jede Gegenleistung eine Summe von etwa 50 Milliarden Euro kassiert. 
Doch geht es in der Attacke der Managereliten um mehr als „nur“ um 
Steuergelder in Milliardenhöhe. Es geht um nicht weniger als das po-
litische Gestaltungsmandat der Verfassungsorgane und damit um den 
Bestand des demokratischen Rechtsstaates selbst. Der wurde schon 
mit dem unverhüllten Erpressungsversuch der vier großen Energie-
konzerne in Frage gestellt, jetzt wird nachgelegt.
Was schon für sich spricht, doch nicht unvermerkt bleiben soll: Der 
„Energiepolitische Appell“ wurde ausschließlich von Männern unter-
schrieben. Auch daran ist abzulesen, wer hier wessen Interessen wie 
durchzusetzen sucht.
Der bis zum Vertragsbruch gehenden Maßlosigkeit der Konzernpat-
riarchen muss demokratischer Widerstand entgegengesetzt werden: 
für den Ausstieg aus der Atomenergie und zur Verteidigung der De-
mokratie. Beides gehört zusammen. Dieser Widerstand beginnt jetzt. 
Erste Bewährungsproben werden im November die Proteste gegen 
den nächsten Castortransport sowie die Anti-Atom-Großdemonstrati-
on am 18.9. in Berlin sein.
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